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Abwägung verschiedener Interessen

▪ Transparenz im Verfahren

▪ Jede/r Bürger/in weltweit kann sich über das Verfahren 

informieren

▪ Die Entscheidung der Behörde kann überprüft werden

▪ Die Behörde macht keine Verfahrensfehler 

▪ Vorwurf der Verheimlichung entkräftet

▪ Bequemer Zugang zu Antragsunterlagen

▪ Einsehen der Unterlagen von überall , jederzeit ohne 

Ausweis

▪ Niemand wird ausgeschlossen

▪ Zeit ist nicht beschränkt

▪ Divergierende Gesetzeslage: PlanSiG vs. BImSchG, 

StörfallV, IT-Sicherheitsgesetz 2.0

▪ Industriespionage

▪ Anlagen können nachgebaut werden

▪ Wettbewerb weiß, was wann wo passiert

▪ Innovationshemmnis

▪ Datenschutzbelange werden konterkariert

▪ Schutz gegen Eingriffe Unbefugter wird nicht sichergestellt

▪ Auch bei Schwärzung von Unterlagen können 

wichtige Informationen bekannt werden

▪ Kritische Anlagenteile /Stoffe bekannt

▪ Sicherheitsberichte veröffentlicht

▪ Erkennbarkeit der für die Öffentlichkeit wichtigen 

Informationen fehlt

▪ Bürokratie als Investitionshemmnis
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Wie sieht eine Auslegung der Antragsunterlagen heute aus?
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Datenlöschung auch im Internet? 
Potentielle Angriffsziele im Internet?

Stand 

10.10.2022



5

Das Planungs- und Genehmigungsrecht 
braucht ein Update ins 21. Jahrhundert  

Antrieb: Klimaschutz

▪ Klimaschutzgesetz fordert 

Treibhausneutralität bis 2045

▪ Junge Generationen haben einen Anspruch 

auf schnellen Klimaschutz (BVG Urteil)

▪ Ziel der Ampelkoalition ist die Zeit für 

Genehmigungsverfahren zu halbieren und 

damit die Kosten deutlich zu senken

Ansatz: Digitalisierung

▪ Ziel: Digitalisierung aller 

Verwaltungsleistungen

▪ Problem: Keine Vorgabe von Standards bei 

IT-Tools

▪ Problem: Fehlende Definition von 

Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen

➤ Die Verfahrensbeschleunigung darf nicht nur auf den Energiesektor begrenzt werden

➤ Aktuelle Gesetzeslage beinhaltet eine große Gefahr für den Innovationsstandort Deutschland und des Know-how der 

Firmen 

➤ Ohne die chemische Industrie und deren Produkte gibt es keine wirtschaftliche Transformation 
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• Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit 

• Schutz von Firmen Know-how

• Schaffung von Rechtssicherheit 

• Gewährleistung von Anlagensicherheit

Rechtsgutachten „Weiterentwicklung der Öffentlichkeitsbeteiligung“ legt 
konkrete Vorschläge zur Gesetzesänderung vor 

Unsere Forderungen/Ziele für ein modernes Planungsrecht:

9 Punkte, die zur Modernisierung des Planungsrechts führen:

➤ Bürgerbericht & Begrenzung auf die 

betroffene Öffentlichkeit

➤ Digitalisierung der Behörden

➤ Geschütze Plattformen 

➤ Stärkung der Bauleitplanung

➤ Minimierung Berichts- und 

Dokumentationspflicht

➤ Straffung Verbandsklagerecht 

➤ Rechtssichere Formulierungen 

➤ Verschlankung EU-Rechts

➤ Mehr Personal & regelmäßige 

Schulungen 
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Gute Bürgerbeteiligung, ohne Firmen Know-how preis zu geben 
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